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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Kernenergie

Der Bundesrat kindigte im Dezember 2018 das Inkrafttreten der revidierten
Kernenergieverordnung per 1. Februar 2019 an. Damit sollen diverse Préazisierungen
vorgenommen und kunftig Missverstandnisse vermieden werden. Neu gilt bei einem
10'000-jahrlichen naturbedingten Storfall (Bsp. starkes Erdbeben) klar ein
Dosisgrenzwert von maximal 100 mSv. Wie bisher bestehen bleiben jedoch die
Anforderungen bei technisch bedingten Storféllen, wobei das Werk allerdings neu bei
Nichterflllung der Forderungen nicht mehr sofort ausser Betrieb genommen werden
muss, sondern nur eine Nachrustung verlangt wird. Des Weiteren werden die
Zustandigkeiten bei der Abklinglagerung schwacher radioaktiver Elemente geregelt.
Berichten der Basler Zeitung (BaZ) zufolge sei sich aber der Bundesrat gerade beim
Kernelement, der Préazisierung des Grenzwerts auf 100 mSv, im Vorfeld nicht einig
gewesen und Alain Berset habe eine Herabsetzung auf 20 bis 50 mSv gefordert - so wie
dies die Eidgendssische Kommission fur Strahlenschutz (KSR) bereits empfohlen hatte.
In einer Medienmitteilung gab der Bundesrat aber am selben Tag bekannt, er wolle die
heiss umstrittene, von Gegnern auch als «Lex Beznau» bezeichnete und in der
Vernehmlassung scharf kritisierte Verordnungsrevision (gemass der BaZ auf Antrag von
Energieministerin Doris Leuthard) umsetzen. Gegen diesen Entscheid reichte die
Nationalratin Iréne Kélin (gp, AG) eine Motion (Mo. 18.4233) ein und kritisierte den
Bundesrat, dass dieser das Parlament in «unakzeptabler Art» Ubergehe, da die
zustandige UREK-SR in Zusammenhang mit einem Postulat Mdller (Po. 18.3175) vom
Bundesrat einen Prifbericht im Bereich Strahlenschutz verlange. Gemass der BaZ soll
es aufgrund dieses Vorstosses im September 2018 auch zu einem Gesprach zwischen
Doris Leuthard und Damian Miller gekommen sein, in welchem die Energieministerin
versucht haben soll, den Luzerner Stédnderat zu Uberzeugen, den Vorstoss
zurlckzuziehen.'

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Krankenversicherung

Uber 10 Milliarden Franken an Kosten zulasten der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung fallen im ambulanten Bereich in Artzpraxen und Spitélern
jahrlich an, was 37% der Gesamtkosten entspricht (Stand 2013). Seit dem Jahr 2004
werden die entsprechenden Leistungen mithilfe des Tarmed berechnet. Dabei werden
arztlichen Leistungen und dem Einsatz von medizinischem Material eine bestimmte
Anzahl von Taxpunkten zugeschrieben. Die Anzahl Taxpunkte multipliziert mit dem
kantonalen Taxpunktwert ergibt die verrechenbaren Preise. Ausgehandelt werden die
Taxpunktwerte zwischen den Krankenversicherern und einer Tarifkommission der
Unfallversicherung einerseits und der Arzteverbindung FMH und dem Spitalverband H+
andererseits. Kann keine Einigung erzielt werden, wird der Taxpunktwert durch den
jeweiligen Regierungsrat festgesetzt. Der Bund hat eine Schiedsrichterrolle. Bereits seit
langerer Zeit stand fest, dass aufgrund des medizinischen Fortschritts, der manche
durch Apparate gestitzte Leistungen stark vereinfacht hatte, die geltende Tarmed-
Struktur veraltet ist. Manche Gruppen von Leistungserbringenden, darunter viele
Fachérzte und -arztinnen, verdienen daher zu viel, andere, insbesondere Kinder- und
Hausarzte, zu wenig. Dies tréagt zu den hohen Kosten im Zusammenhang mit
Spezialérztinnen bei gleichzeitigem Hausarztemangel bei.

Im Marz 2015 grindeten die FMH, die Medizinaltarifkommission der Unfallversicherung
MTK, Curafutura und H+ die ,TARMED Suisse AG", um die sich in Liquidation befindende
Tarmed Suisse abzulésen und eine neue Tarifstruktur zu erarbeiten, welche per Anfang
2017 in Kraft treten soll. Damit sollten seit langerer Zeit herrschende Konflikte zwischen
den Tarifpartnern geldst werden. Der grossere der beiden Krankenversichererverbéande,
Santésuisse, beteiligte sich allerdings nicht an der neuen Firma, da man beflrchte, die
Tarmend-Revision werde zu einem Kostenschub im Rahmen von CHF 1,56 Mrd. oder flinf
Pramienprozenten fuhren. Dies kdnne den Versicherten nicht zugemutet werden. Die
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an der TARMED Suisse AG beteiligten Partner betonten dagegen, die Revision werde
kostenneutral ausfallen und Santésuisse sei eingeladen, sich an den Arbeiten zu
beteiligen. Auch der Bundesrat betonte im Juni 2015, die Revision musse dauerhaft
kostenneutral ausfallen. Zudem rief Bundesrat Berset den Akteuren in Erinnerung, die
Bundesregierung werde lediglich eine einzige und nicht zwei parallele Tarifstrukturen
billigen, und hinter der gefundenen Lésung misse die Mehrheit jeder Branche stehen. ?

Im September 2014 hatte das Parlament das Bundesgesetz zur Aufsicht Gber die soziale
Krankenversicherung verabschiedet. Daraufhin erarbeitete der Bundesrat einen
Entwurf fir eine Ausfiihrungsverordnung, welche Innenminister Berset Anfang April
2015 in die Anhérung schickte. Sie dauerte bis zum 8. Juli 2015; das Inkrafttreten des
neuen Aufsichtsgesetzes und der Ausfihrungsverordnung war auf den 1. Januar 2016
geplant. Zwar passierte die Anhérung grossmehrheitlich unterhalb des Medienradars -
mit der Ausnahme der NZZ -, dennoch ergaben sich einige gewichtige Kontroversen.
Wahrend die Anhorung noch lief, liessen die Versicherer via ihre Verbande bereits
verlauten, der Verordnungsentwurf sei sehr burokratisch und schiesse Uber das Ziel
hinaus. Teuer, unsozial, gesetzeswidrig und unsolidarisch sei die geplante Umsetzung,
hiess es bisweilen gar. Kritisiert wurde unter anderem, dass der Abbau Ubermassiger
Reserven, welche aufgrund zu hoch angesetzter Pramien entstanden sind, im Gesetz als
~kann"-Formulierung enthalten ist, wahrend die Verordnung eine .muss"-Formulierung
beinhaltet. Fur eine Pflicht fehle jedoch die gesetzliche Grundlage. Da die Verordnung
auch definiert, ab wann Reserven als ,Ubermassig" zu taxieren sind, wurden damit de
facto Maximalreserven definiert, welche zudem fir kleine Kassen zu tief angesetzt
seien. Weiter kritisierten die Versicherer die weitreichenden Kontrollkompetenzen des
BAG, die auch zu einem Mehraufwand bei den Kassen fihren wirden. Dieser rihrt
daher, dass bestimmte Transaktionen innerhalb einer Krankenversicherungsgruppe
zwingend vorab dem Bundesamt zugestellt werden mussen (Transaktionsaufsicht). Mit
etwas zeitlicher Verzégerung stimmten auch die politischen Parteien in die Kritik ein.
Mitte Juni reichten die Nationalréte Frehner (svp, BS) und Stolz (fdp, BS) zwei Motionen
(Frehner: 15.3711; Stolz 15.3690) zum Thema ein. Die Motion Frehner forderte den
Bundesrat auf, die Inkraftsetzung des Aufsichtsgesetzes vorerst auszusetzen und es so
anzupassen, dass eine wirksame Steuerung der obligatorischen Krankenversicherung
resultiert, die den regulierten Wettbewerb férdert und die staatliche Aufsicht
reduziert, verhaltnisméassig ist und die unternehmerische Freiheit wahrt. Die Motion
Stolz verlangte vom Bundesrat, den Entwurf zur
Krankenversicherungsaufsichtsverordnung grundlegend zu Uberarbeiten und die nach
Ansicht des Motionars gesetzeswidrigen und unverhéaltnismassigen Bestimmungen zu
korrigieren. Unterschrieben hatten beide Vorstésse Vertreterinnen und Vertreter aus
den Reihen der SVP, der FDP, der CVP-EVP, der GLP und der BDP, im Falle der Motion
Frehner aber auch Nationalrétin Gilli (SG) von der grilnen Partei. Die Arztin kritisierte,
der Bundesrat habe die Grenzen des Handlungsspielraumes im Umgang mit Gesetz und
Ausfihrungsverordnung Uberschritten. Gestutzt wurde diese Aussage durch ein fur
Santésuisse erstelltes Rechtsgutachten der Universitat Zarich, das gleich bei mehreren
Bestimmungen eine fehlende gesetzliche Grundlage feststellte. Angesichts des
geballten Widerstandes der blrgerlichen Parteien legte jedoch sogar die ebenfalls
blrgerliche Neue Zircher Zeitung den Verdacht nahe, dass das Parlament das
Aufsichtsgesetz primar aus taktischen Grinden im Hinblick auf die kurz nach den
Beratungen stattfindende Abstimmung Uber die Volksinitiative fur eine soziale
Einheitskasse unterstitzt hatten. Nun warfen sie SP-Bundesrat Berset vor, die
Einheitskasse durch die ,Hintertir" doch noch einfihren zu wollen. Im August 2015
prasentierte der Versichererverband Curafutura ein Rechtsgutachten eines Professors
aus Zurich und St. Gallen, das den Entwurf zur Ausflhrungsverordnung als schlecht
geschrieben, Uberregulierend und unzulassig geisselte. Der Verband, dem vier grosse
Krankenkassen angehdren, kiindigte an, im Falle der unverédnderten Verabschiedung der
Verordnung den Rechtsweg zu beschreiten und letztendlich ein Bundesgerichtsurteil
Uber das Vorhandensein einer gesetzlichen Grundlage fir die umstrittenen
Bestimmungen zu erzwingen. Dies betrifft insbesondere die Datensammlung durch das
BAG und die Mitsprache des Amtes bei operativen Entscheidungen. ®
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Der Ergebnisbericht zur Anhérung ber den Entwurf zur Verordnung betreffend die
Aufsicht liber die soziale Krankenversicherung erschien im November 2015. Eine
Mehrzahl der Kantone, die SP, der Schweizerische Gewerkschaftsbund und mehrere
Konsumenten- und Patientinnenschutzorganisationen sprachen sich grundséatzlich fur
den Entwurf aus, wenn auch teilweise mit Vorbehalten. Wie erwartet lehnten die SVP,
die FDP und die CVP den Entwurf in der aktuellen Form ab und forderten, diesen zu
Uberarbeiten und danach erneut in eine Anhérung zu schicken. Diese Haltung teilten
auch die Dachverbande der Wirtschaft sowie die Versicherer und ihre Dachverbénde.
Die Verbande der Leistungserbringenden sprachen sich teils fir, teils gegen den
Entwurf aus. Die beflrwortende Seite wandte vereinzelt ein, der Entwurf gehe zu wenig
weit. So beanstandete der SGB, die Aufsicht sei weniger griffig als jene Uber die
Privatversicherungen. Die Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen und
-direktoren sowie die meisten Kantone verlangten dagegen, die Bestimmungen zur
Pramiengenehmigung zu éandern, sodass sichergestellt ist, dass die kantonalen Pramien
sich entsprechend den kantonal anfallenden Kosten entwickeln. Die Gegnerseite
kritisierte diverse Punkte, darunter der Widerspruch des Entwurfs zum Aufsichtsgesetz
KVAG, wobei sie insbesondere die Pflicht zum Reserveabbau und die
Transaktionsaufsicht beanstandeten. Die Regelungsdichte sei zu hoch und die
Regelungen unverhaltnismassig. Der Mehraufwand werde zu héheren Préamien fuhren,
die Pramienentwicklung werde unstetig werden, den Unterschieden zwischen grossen
und kleinen Versicherern werde nicht Rechnung getragen, es komme zu unzulassigen
Eingriffen in die Geschéaftsfihrung der Kassen und der Wettbewerb werde ausgehebelt.
Am 18. November verabschiedete der Bundesrat die Uberarbeitete Verordnung. Als
Reaktion auf die Kritik in der Anhérung hatte er einige Anpassungen vorgenommen. So
fiel die Verpflichtung der Versicherer weg, Ubermassige Reserven abzubauen. Gemass
einem Bericht des Tagesanzeigers hatte ein Mitglied der SGK-NR angegeben, ohne diese
Anpassung hatte Bundesrat Berset die Verordnung nicht durch das
Bundesratskollegium gebracht - daflr habe der Druck der Kassen auf die blrgerlichen
Bundesratsmitglieder gesorgt. Die SP kritisierte die Druckaustbung der Kassenlobby auf
die Mitglieder der Nationalratskommission, welche wiederum ihren Einfluss auf den
Bundesrat habe geltend gemacht. Mit der vorliegenden Ausfuhrungsverordnung sei das
Aufsichtsgesetz Makulatur, so die Sozialdemokraten - die Moglichkeit eines
bundesratlichen Eingriffs bei massiv Uberhdhten Kassenreserven war eines der
ursprunglichen Ziele des Gesetzes gewesen.

Das Bundesgesetz zur Aufsicht Uber die soziale Krankenversicherung und die
dazugehorige Ausfuhrungsverordnung traten wie geplant am 1. Januar 2016 in Kraft. *

Im Winter und Frihling 2016 gingen die Arbeiten fir eine Reform des Tarmed weiter
und ein baldiger Abschluss wurde angestrebt - das Resultat musste dem Bundesrat bis
Ende Juni zur Prufung vorgelegt werden. Ansonsten werde dieser seine subsidiare
Kompetenz nutzen und selbst in den Tarmed eingreifen, hiess es von Seiten des BAG.
Dies wollten die Tarifpartner unbedingt verhindern. Dennoch zeichnete sich ab, dass
eine Einigung schwierig werden wirde. Nachdem die Kosten im Gesundheitswesen und
insbesondere im vom Tarmed geregelten ambulanten Bereich im Jahr 2015 erneut stark
angestiegen waren und ein Eingriff des Bundesrates aus dem Jahr 2014 nicht die
erwinschte Wirkung gezeigt hatte, erschien die Revision eigentlich dringender denn je.
Dennoch beteiligte sich der grossere der beiden Krankenversichererverbande,
Santésuisse, nach wie vor nicht an den Verhandlungen, und bei den Leistungserbringern
eroffnete sich eine Kluft zwischen einer die Spezialdrztinnen und Spezialarzte
umfassenden Tarifunion und der FMH. Auch die FMH zeigte sich jedoch aufgrund
innerer Konfliktlinien kritisch - der neue Tarif wlrde unter ihren Mitgliedern zwingend
Gewinnerinnen und Verliererinnen schaffen. Die Santésuisse warnte weiterhin, die
angedachte Losung werde zu einem spurbaren Kostenschub fihren, da nicht nur
umverteilt, sondern auch der Kuchen vergréssert werde. Stattdessen mussten die teils
Uberhoéhten Tarife auf ein betriebswirtschaftlich sinnvolles Niveau gesenkt werden.

Anfang April wurde die erarbeitete Losung vorgelegt und die Branchenverbande waren
aufgerufen, sich dazu zu &ussern. Die FMH sprach sich bereits kurz darauf anlasslich
zweier Delegiertenversammlungen mehrheitlich fir die neue Tarifstruktur aus, brachte
aber einen Vorbehalt bei der Normierungsvereinbarung an, welche dafur sorgen soll,
dass durch die Reform trotz Ausbau der Tarif-Positionen keine Zusatzkosten entstehen.
Die Forderung nach Verzicht auf den Normierungsfaktor, welcher alle Positionen um
den gleichen Anteil kiirzt und so die Kosten auf dem bisherigen Niveau hélt, stiess bei
Curafutura prompt auf vehemente Ablehnung. Die jahrlich vier Milliarden Franken
Mehrkosten, die dadurch entstehen wirden, wurden als inakzeptabel und keinesfalls
tragbar angesehen. Der Spitalverband H+ stellte sich Ende Mai als einziger voll hinter
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den neuen Tarmed und akzeptierte auch die vorgesehene Normierung. Die
Vereinbarung kénne in ihrer aktuellen Form dem Bundesrat zur Genehmigung vorgelegt
werden. Nachdem Anfang Juni jedoch die Urabstimmung der FMH im Widerspruch zum
vorherigen Entscheid der Delegierten eine knappe Ablehnung des Tarifs und eine
Uberaus deutliche Ablehnung der Normierungsvereinbarung und damit der
Kostenneutralitat ergeben hatte, war klar, dass die Tarmed-Revision gescheitert war.
Die nicht an den gemeinsamen Arbeiten beteiligte Santésuisse legte kurz darauf ihren
eigenen Vorschlag vor, der auch flir den ambulanten Bereich ein starker an
Fallpauschalen angelehntes System vorsieht.

Mitte Juni gab Bundesrat Berset in einem Interview in der Sonntagspresse bekannt, den
Tarifpartnern eine Nachfrist einzuraumen, erklérte aber gleichzeitig, er schatze die
Chancen fur einen breit unterstutzten Kompromiss als gering ein und der Bundesrat sei
zu einem Eingriff in das Tarifsystem bereit. Entsprechende Arbeit wirden bereits
wahrend des Laufens der Nachfrist begonnen. Nachdem auch Curafutura dem
vorliegenden Vorschlag eine Absage erteilt hatte, standen nur noch die Spitéler
dahinter. Wie erwartet lief die ursprungliche Frist damit Ende Juni ungenutzt ab: Beim
Bundesrat wurde kein gemeinsamer Vorschlag zur Revision des Tarmed eingereicht.

In der Zwischenzeit hatte die Kommission flir Gesundheit und soziale Sicherheit des
Nationalrats drei gleichlautenden parlamentarischen Initiativen Folge gegeben, die dem
Bundesrat und den Kantonsregierungen die Kompetenz zum Eingriff in die
Tarifstrukturen und Preise entziehen wollen. °

Spatestens im Dezember 2016 zeichnete sich ab, dass die vom BAG geplante und sich in
der Vernehmlassung befindende Anderung der Verordnung iiber die Primienregionen
auf Widerstand stossen wirde. Die Versicherer kritisierten, die Nivellierung zwischen
den stadtischen Gebieten, die durch die Revision tendenziell entlastet wirden, und
den léandlichen Regionen, die mehr bezahlen mussten, verkleinere ohne Grundlage die
Préamienunterschiede innerhalb der Kantone und sei ein weiterer Schritt in Richtung
kantonaler Einheitspramien. Insgesamt handelt es sich um eine reine Umverteilung,
jedoch drohen gemass Berechnungen der Krankenkasse CSS in gewissen Gemeinden
Aufschlage um bis zu 22%. Bezirke kdnnen sehr heterogene Gebilde sein und seien
daher die falsche Grundlage fur die Einteilung von Pramienregionen, hiess es vonseiten
der Santésuisse. Landliche Regionen mit tiefen Kosten wirden die zum selben Bezirk
gehorenden Stadte, die hohe Kosten haben, quersubventionieren. Auch vonseiten der
Gemeinden regte sich Widerstand. Der Entscheid liegt nach der Vernehmlassung nicht
beim Gesamtbundesrat, sondern beim EDI-Vorsteher Berset - so steht es im 2016 in
Kraft getretenen Krankenversicherungs-Aufsichtsgesetz. Mitte Dezember gingen im
Parlament zwei Vorstdosse ein (16.494 und 16.4083), um am bisherigen System
festzuhalten. ¢

Im August 2017 gab der Bundesrat bekannt, dass er von seiner subsididren Kompetenz
Gebrauch machen und die Einzelleistungstarifstruktur Tarmed anpassen werde. Dies
war nach 2014 zum zweiten Mal notig geworden, weil sich Leistungserbringer und
Versicherer nicht auf einen gemeinsamen Tarif hatten einigen kénnen und somit fur das
Jahr 2018 keine Tarifstruktur mehr vorgelegen hatte. Die Anderungen der Verordnung
zum Tarmed sahen vor, die ,Vergltungen der verschiedenen Leistungen in
angemessene Relation zu stellen™. Dazu sollten einerseits die Leistungsvergitungen
bestimmter Tarifpositionen gedndert werden. Zum Beispiel soll fur alle Leistungen ein
einheitlicher Dignitatsfaktor bestimmt werden. Die Weiterbildungsdauer der Facharzte
soll folglich nicht mehr in die Tarife einfliessen, so dass alle arztlichen Leistungen
einheitlich abgerechnet werden. Andererseits werden die Abrechnungsregeln einzelner
Tarifpositionen geandert, was unter anderem zu mehr Abrechnungstransparenz und
reduzierten Betrédgen bei der Verrechnung von Leistungen in Abwesenheit der
Patientinnen und Patienten fihren soll. Zudem werden die Tarife derjenigen Leistungen
gesenkt, deren Dauer durch technische oder medizinische Fortschritte reduziert
worden ist. Einzelne dieser Massnahmen hatte der Bundesrat entsprechend den
Rickmeldungen aus der Vernehmlassung angepasst, so dass er nun mit jahrlichen
Einsparungen von CHF 470 Mio. (anstelle der urspringlich erwarteten CHF 700 Mio.)
rechnete. Diese Korrekturen betrafen vor allem die vulnerabelsten Patienten, also
Kinder, Betagte und psychisch Kranke, deren Grundkonsultation unter anderem
weiterhin langer dauern darf als bei den Ubrigen Patienten.
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Die betroffenen Akteure reagierten unterschiedlich auf die Revision. Der
Kassenverband Curafutura lobte die Revision und erwartete deutliche Einsparungen bei
den Pramien; Santésuisse hingegen bezweifelte, dass die durch die Revision mdglichen
finanziellen Reduktionen tatsdchlich die von Bundesrat Berset angegebene Hohe
erreichen wirden. Negative Reaktionen kamen vor allem von den Leistungserbringern:
Der Arzteverband FMH sorgte sich aufgrund der Revision wie bereits in der
Vernehmlassung vor mdglichen Verschiebungen vom ambulanten in den stationaren
Bereich. Fir die Arzte bedeute dies zudem eine Reduktion ihrer Vergiitungen um
durchschnittlich 10 Prozent, vereinzelt kénne es gar zu Reduktionen bis 30 Prozent
kommen. Dies veranlasste die Presse zu Spekulationen, ob die Revision den Anreiz der
Arzteschaft gesteigert habe, ihre eigene Tarifrevision Tarco voranzutreiben. Deren
Erarbeitung hatte sich zuvor als schwierig erwiesen, weil héhere Ansétze bei den einen
Arzten aufgrund der nétigen Kostenneutralitat zu finanziellen Einbussen fir andere
Arzte fuhren wiirden. Der Spitalverband H+ betonte schliesslich, dass die Anpassung
des Tarmed die Situation der Spitaler weiter verschlechtern werde. Aufgrund dieser
unterschiedlichen Ruckmeldungen waren sich die Medien nicht einig, ob die Revision
eine gute oder schlechte Nachricht fur die Patienten sei. Zwar setze der Bundesrat
damit ein Zeichen gegen die standig wachsenden Pramien, jedoch seien Einsparungen
von einer halben Milliarde pro Jahr bei jahrlichen Gesundheitskosten von etwa CHF 70
Mrd. eher ein Tropfen auf den heissen Stein.’
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